
ihre Halbherzigkeit und die ihnen innewohnende Bürokratie als 
Bremsklotz.

(Beifall bei CDU/DA)

Sie verzögerten den beabsichtigten Wirtschaftsaufschwung um 
fast ein halbes Jahr.

Der DDR-Wirtschaftsmotor benötigt Beschleunigungseffekte, 
die aus eigener Kraft nicht erreicht werden können, entspre­
chend den Gesetzen einer Marktwirtschaft. Es muß, wie heute in 
der „Frankfurter Allgemeine“ vermerkt ist, die Verwaltungsblok- 
kade der DDR aufgegeben werden. Neun von zehn selbständi­
gen Unternehmen der Bundesrepublik bemühen sich um wirt­
schaftliche Kooperation mit der DDR.

Der vorliegende Gesetzesentwurf bietet bundesdeutschen 
und ausländischen Investoren in gleicher Weise wie Unterneh­
men aus der DDR den Zugang zum Markt. Zu letzterem ein Bei­
spiel aus Freiberg: Der ehemalige VEB Geologische Forschung 
und Erkundung fusioniert zum Teil als Ingenieurgesellschaft 
mit einem der größten Bauunternehmen der Bundesrepublik, 
der Holzmann AG in Frankfurt am Main. Dieser Ingenieurbe­
trieb, der einzige dieser Art, wird damit auch in der Bundesrepu­
blik wirksam, und viele Arbeitsplätze von Geologen bleiben er­
halten. Sie wissen vielleicht, daß gerade auf diesem Gebiet bei 
uns zuviel Geologen existieren.

Diese Regelung fordert unter anderem den notwendigen brei­
ten Zustrom von westlichem Kapital. Dies ist - und darauf möch­
te ich besonders verweisen - kein Ausverkauf. Mit der Niederlas­
sungsmöglichkeit kommen Investitionen und Know-how, kom­
men Arbeitsplätze und auch Wohlstand. Damit wird auch we­
sentlich der Aufbau des Mittelstandes in unserem Land gestärkt. 
Das ist wichtig; denn, meine Damen und Herren, in der Bundes­
republik erbringen mittelständische Unternehmen und freie Be­
rufe 44 % der Investitionen, 49 % des Sozialproduktes, 66 % der Ar­
beitsplätze. Durch den Mittelstand werden 86% der Lehrlinge 
der Bundesrepublik ausgebildet. Das Verdienst des Mittelstan­
des ist auch ein Großteil der Erfindungen und Innovationen, auf 
denen unter anderem die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der Bundesrepublik beruht.

Damit die mittelständischen Unternehmen und freien Berufe 
ihre spezifischen Vorteile im gesamtwirtschaftlichen Leistungs­
wettbewerb voll entfalten können, brauchen sie faire wirt­
schaftspolitische Rahmenbedingungen. Der vorliegende Ent­
wurf stellt unserer Auffassung nach dazu einen Beitrag dar. Die­
ser Entwurf stellt eine gesetzliche Regelung dar, die, frei von dis­
kriminierenden Einschränkungen, eine investitionsfreundliche 
Marktatmospähre schafft. Positiv zu vermerken ist auch, daß da­
mit eine Angleichung an geltende Rechtsvorschriften der EG er­
folgt.

Die Textvorlage sollte entsprechend dem Vorschlag des Präsi­
diums in den Ausschüssen behandelt und schnellstmöglich der 
Kammer zur Bestätigung vorgelegt werden. - Danke schön.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:
%

Ich danke dem Abgeordneten und rufe jetzt den Abgeordneten 
der Fraktion der SPD Dr. Harald Ringstorff.

Dr. Ringstorff für die Fraktion der SPD:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Durch das vorlie­
gende Niederlassungsgesetz wird - so hoffen wir - durch vier 
kleine Paragraphen eine möglichst große Wirkung erzielt wer­
den. Die Freiheit zur Aufnahme einer gewerblichen Tätigkeit 
oder eines freien Berufes durch Personen ohne Wohnsitz, Sitz 
oder Niederlassung in der DDR regelt endlich nach der Abschaf­
fung des staatlichen Außenhandelsmonopols eine weitere zen­
trale Voraussetzung für die Teilnahme der DDR an der interna­
tionalen Arbeitsteilung. Mit diesem Gesetz wird die Konkurrenz

effizient arbeitender Betriebe aus dem westlichen Ausland die- 
rekt in die DDR hereingeholt. So hoffen wir es zumindest. Erst 
mit der Niederlassungsfreiheit schafft man für Investitionen die 
notwendige Rechtssicherheit. Niederlassungsfreiheit ist die 
große Schwester der Gewerbefreiheit.

Meine Damen und Herren, jedoch auch dies sei angemerkt: 
Wer die Konkurrenz direkt ins Haus holt, der muß sich auch ge­
rade jetzt um die Folgen kümmern. Da wir nicht wollen, daß an 
sich überlebensfähige Gewerbebetriebe durch Konkurrenz vom 
Markt verdrängt werden, müssen entsprechende Maßnahmen 
so schnell wie möglich durchgesetzt werden: die DDR-Betriebe 
benötigen in den ersten Wochen nach der Währungsunion Liqui­
ditätshilfen und Kreditbürgschaften, um überleben zu können. 
Rosinenpickerei bei der Privatisierung von umgewandelten 
VEBs muß vermieden werden. Bei Unternehmensbeteiligungen 
oder gar -übernahmen dürfen nicht nur die Guten ins Töpfchen 
von Westfirmen. Darunter würde übrigens auch die Kreditwür­
digkeit der Treuhandanstalt leiden.

Weiter sind strukturpolitische Sofortmaßnahmen und Kon­
zepte erforderlich. Ich nenne nur wenige:

a) Qualifizierungsmaßnahmen für Arbeitnehmer und Arbeit­
nehmerinnen, zum Beipiel in Form von Beschäftigungsge­
sellschaften

b) steuerliche oder auch direkte Hilfen für betriebliche Inve­
stitionen zur Modernisierung des Produktionsapparates

c) Wettbewerbshilfen beim Marketing der Produkte. Das ist 
besonders wichtig.

d) Mittelstands- und Handwerksförderung durch Hilfen b.___________ ^
der Eigenkapitalbildung.

Wenn Niederlassungsfreiheit nicht mit einer aktiven Regio­
nalpolitik verbunden wird, wäre eine Konzentration von Investi­
tionen auf wenige Gebiete die Folge. Wir wollen aber keinen neu­
en Hauptstadtzentralismus, sondern gleiche Entwicklungschan­
cen für die Regionen der DDR. Angesichts der Bedeutung der 
modernen Kommunikationstechniken ist die vordringlichste 
Regionalpolitik der schnellstmögliche Ausbau eines modernen 
Kommunikationsnetzes auf digitaler Basis nicht nur in Berlin. 
Nicht Berlin ist vorrangig mit allem zu versorgen, sondern die 
oft in Vergessenheit geratenen Regionen der DDR, zum Beispiel 
Teile des Nordens.

Regionalpolitik bedeutet auch den Aufbau von Forschungs­
und Entwicklungsparks mit helfenden Einrichtungen für die Be­
triebe der Region. Sie bedarf auch der regionalen Entwicklungs­
planung. Es muß soweit wie möglich vermieden werden, daß 
Städte und Gemeinden zu sehr um die Ansiedlung von Betrieben 
miteinander konkurrieren.

Dies hilft der Entwicklung der DDR wenig, sondern mehr den 
Unternehmern. Niederlassungsfreiheit ohne geordnete Baule' 
und Bauplanung führt zum Wildwuchs. Ökologische Erfordet-~ 
nisse sind also unbedingt zu berücksichtigen. Wir können nicht 
wollen, daß zum Beispiel die Ostseeküste mit Betonsilos zur Tou­
ristenunterbringung vollgepflastert wird.

(Beifall)

Deshalb sind besser gestern als heute entsprechende Geset­
zesentwürfe zu Bauleit-, Regional- und Bauplanung vorzulegen.

(Beifall)

Wer will, daß sich Gewerbe- oder freie Berufe niederlassen, 
der muß auch für Gewerbeflächen und Arbeitsräume sorgen. 
Auch hier besteht Handlungsbedarf.

(Beifall bei den Koalitionsfraktionen)

Tag für Tag kommen Klagen auf meinen Schreibtisch, daß ent­
sprechende Räumlichkeiten nicht verfügbar sind.

Meine Damen und Herren! Wir von der SPD - und ich betone 
es! - begrüßen diesen Gesetzentwurf und stimmen der Überwei­
sung in die entsprechenden Ausschüsse zu. Wir sind aber auch 
der Auffassung, daß wirtschaftspolitische Struktur- und Regio-
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